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Ruth-Gaby Vermot-Mangold

Das
Frauenstimmrecht und
die Europäische
Menschenrechts
konvention

Der endlos lange Kampf und die
Argumente um die Einführung des
Frauenstimmrechts sind bekannt. Ein Aspekt
macht die Geschichte jedoch noch
brisanter: 1968 war das internationale Jahr
der Menschenrechte - und somit auch
der Frauenrechte. Die Schweiz musste
sich entscheiden, dem Europarat
beizutreten. Der Eintrittspreis für alle
Neumitglieder ist jedoch der Beitritt zur
Europäischen Menschenrechtskonvention,

der Emrk. Als die Schweiz 1963

dem Europarat beitrat, verzögerte sie -
ganz selbstverliebter Sonderfall - die
Unterzeichnung der Emrk, weil sie Konflikte

zwischen dem Schweizerischen
Recht und der Konvention ortete. Fünf
Jahre später erfolgte endlich die
Unterzeichnung mit dem Vorbehalt der
Einführung des Frauenstimmrechtes. Das
brachte das symbolischbereits übervolle
Fass zum Überlaufen, und die Frauen

gingen erneut auf die Strasse, um das

Frauenstimmrecht als ihr Menschenrecht

einzufordern.
Die damaligen Schweizer Mitglieder

der Parlamentarischen Versammlung
des Europarates wurden wegen des
verhinderten Stimm- und Wahlrecht der
Frauen immer wieder gerügt. Kurt Bächtold,

FDP, der von 1971-1978 im Europarat

sass, sagte zum Beispiel aufdie Frage,
ob er sich als Schweizer im Europarat

hätte schämen müssen, dass er «wegen
des Frauenstimmrechts ständig
aufgezogen» wurde. Als dann, so Bächtold,
nach der Einführung des Frauenstimmrechts

ein Richter für den Menschen-
rechtsgerichtshofgewählt werden musste

und die Schweiz zwei bekannte
Männer und eine unbekannte Frau
vorschlugen, hätte die Parlamentarische

Versammlung des Europarats aus Protest

die «unbekannte» Frau gewählt.
Mitglied des Europarates von 1967-

1971 war auch Kurt Furgler (CVP).
Bereits 1962 hatte er im Schweizer Parlament

einen Vorstoss zur Frage des

Beitritts der Schweiz zum Europarat
eingereicht. Bundesrat und Nationalrat
sahen damals den Europarat zwar als etwas

Verpflichtendes, aber da und dort be

stünden noch «Ladehemmungen». Eine
der «Ladehemmungen» war natürlich
das verhinderte Stimm- und Wahlrecht
der Schweizerfrauen durch die Männer

- neben der Zwangsversorgung von
Geisteskranken in einzelnen Kantonen.

«Als nicht gerade vorbildlich»
beschrieb auch Walter Hofer (SVP), die
Schweiz, dauerte doch die Unterzeichnung

durch das Schweizer Parlament
dieser «wichtigen Konvention» Jahre.

Josy Meier (CVP), bezeichnete den
Europarat damals als «Nabelschnur zur
den Menschen- und Frauenrechten». Sie

war nach 1971 die erste Schweizerin im
Europarat und setzte sich - eingedenk
der eigenen Ausgrenzung - gegen den
Widerstand der skandinavischen Länder

für die Aufnahme Liechtensteins in
den Europarat ein, obwohl die Frauen in
Liechtenstein damals das Stimm- und
Wahlrecht nicht hatten. Josy Meier
wollte, dass die Liechtensteiner «unter
Druck kamen, das Stimm- und Wahlrecht

der Frauen einzuführen» - «was
auch funktioniert hat», wie sie befriedigt
sagte.

Die Strategie ist aufgegangen! Zur
weiteren Umsetzung von Frauen- und
Menschenrechten - weltweit - benötigen
wir jedoch noch einen langen Atem. •
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